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Band 10. Ein Deutschland in Europa 1989 – 2009 
Bundespräsident Johannes Rau fordert eine Globalisierungspolitik (13. Mai 2002) 
 
 
In einem Ansatz, der die Ängste vor der Globalisierung ernst nimmt, macht Bundespräsident 
Johannes Rau, ein moderater Sozialdemokrat, einen vorsichtigen Versuch einer Analyse der Vor- 
und Nachteile des weltweiten Wettbewerbs, wobei er für eine politische Anstrengung plädiert, den 
Prozess zwecks Maximierung seines positiven Potentials zu kontrollieren. 
 

 
 
 
Berliner Rede von Bundespräsident Johannes Rau im Museum für Kommunikation am 13. 
Mai 2002 

 

Chance, nicht Schicksal – die Globalisierung politisch gestalten 

 

I. 

 

Vor drei Jahren hatte die Hälfte der Deutschen den Begriff Globalisierung noch nie gehört. Heute 

kennt ihn praktisch jeder. Keine politische Debatte, keine Rede zur Zukunft der Gesellschaft, 

keine wirtschaftliche Analyse kommt ohne dieses Wort aus. 

 

Die „Eine Welt" – vor ein paar Jahren noch die Zukunftshoffnung alternativer Bewegungen und 

sogenannter „Dritte-Welt-Gruppen" – scheint nun durch grenzüberschreitende Finanzströme und 

Firmenfusionen, durch Internet und Mobiltelefon auf ganz andere Weise Wirklichkeit zu werden, 

als das einst gemeint war. 

 

Das Wort „Globalisierung" begegnet uns nun beinahe täglich als Argument, als Argument 

allerdings für alles mögliche: Für radikale Bildungsreformen, für Englisch lernen schon im 

Kindergarten, aber auch für den Abbau von Arbeitsplätzen, für die Lockerung von ethischen 

Standards, zum Beispiel in der Gentechnik, für die Verlagerung von Firmensitzen, für den 

Zusammenschluss von Unternehmen – und schließlich als Grund dafür, dass es das ganze Jahr 

über Erdbeeren gibt. 

 

Die einen sagen, die Globalisierung führe zum Verlust vertrauter Bindungen und zur Schwächung 

des Nationalstaates – und sie haben Angst davor. Andere feiern, dass die Herrschaft des Marktes 

und seiner Gesetze bald überall und für alles gilt. 
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Manchen erscheint all das wie ein unentrinnbares Schicksal, wie ein Verhängnis, anderen wie die 

Verheißung eines goldenen Zeitalters. 

 

Das Stimmengewirr ist groß und auch die Unsicherheit darüber, was Globalisierung bedeutet – für 

jeden Einzelnen, für die Familien, für unsere Gesellschaft als ganze: 

 

– Es hat mit Globalisierung zu tun, wenn die Firma, in der man arbeitet, plötzlich mit Betrieben 

aus Gegenden der Welt konkurriert, von denen man bisher kaum gehört hatte. 

 

– Es hat mit Globalisierung zu tun, wenn sich junge Leute, die durch die Anden wandern, aus 

dem Internetcafe in Quito bei ihren Eltern in Oberursel melden und mal eben per E-Mail die ersten 

digitalen Fotos schicken. 

 

– Es hat mit Globalisierung zu tun, wenn wir vom PC aus unseren Urlaub buchen und wenn 

Studenten sich nachmittags aus dem Internet Material aus Amerika für ihre Hausarbeit holen. 

 

– Es hat mit Globalisierung zu tun, wenn in dem Auto, das wir kaufen, die Teile aus vielen 

Ländern kommen, wenn also das „Made in Germany" manchmal nur noch für die Idee, für die 

Endmontage oder für den Namen steht. 

 

– Es hat mit Globalisierung zu tun, wenn Menschen in aller Welt am 11. September live 

miterleben mussten, wie das World Trade Center Tausende von Menschen unter sich begrub. 

 

– Es hat mit Globalisierung zu tun, wenn aus abgelegenen Berghöhlen ein Verbrechen geplant 

und gesteuert wird, das die ganze Welt erschüttert. 

 

Aus der Geschichte wissen wir: Nichts, keine technische Erfindung, keine politische Entwicklung, 

keine gesellschaftliche Veränderung führt automatisch und für alle ausschließlich zum 

Schlechteren oder zum Besseren. Auch bei der Globalisierung kommt es darauf an, was wir aus 

den neuen Möglichkeiten machen. 

 

Viele fragen heute aber: Kann man denn überhaupt etwas machen? Ist die Globalisierung nicht 

unbeeinflussbar, ist sie nicht wie ein Naturereignis, dem wir ausgeliefert sind? 

 

Dann wäre es tatsächlich sinnlos, auch nur zu überlegen, wie man gestaltend eingreifen kann und 

wer das tun sollte. 

 

Nein, die Globalisierung ist kein Naturereignis. Sie ist von Menschen gewollt und gemacht. Darum 

können Menschen sie auch verändern, gestalten und in gute Bahnen lenken. 

 

Man muss aber genau hinsehen: Es gibt großartige neue Chancen – und es gibt handfeste 

Interessen. Es gibt Leute, die bestimmen – und es gibt Menschen, die haben nichts zu sagen. Es 
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gibt mehr Wohlstand und mehr kulturellen Austausch – und es gibt Länder und Regionen, die 

werden abgehängt. 

 

Wir können und wir müssen fragen: Wer sind – bisher – die Gewinner, wer sind – bisher – die 

Verlierer der Globalisierung? Wo erschließt uns die Globalisierung Zugang zu fremden Kulturen? 

Und wo führt sie zu einem undefinierbaren Einerlei der Lebensstile, dazu, dass alle das Gleiche 

essen und dieselben Filme sehen? Kommen wir uns nicht etwa zu nah? Gehört nicht auch 

Abstand zu den Fortschritten der Zivilisation, die Möglichkeit, Distanz zu halten? 

 

Von der Globalisierung sind wir alle betroffen – noch bevor alle genau wissen, wie sie eigentlich 

funktioniert. Darum müssen wir zu begreifen versuchen, was geschieht und warum es geschieht. 

Wir müssen die Globalisierung als politische Herausforderung verstehen und politisch handeln. 

Damit wir die Globalisierung gestalten können, brauchen wir neue politische Antworten.  

 

[ . . . ] 

 

 

III. 

 

Was heute Globalisierung genannt wird, hat historische Wurzeln. Heute wird nicht mit einem Mal 

alles ganz anders und doch erleben wir mehr als nur die Fortsetzung des Gehabten. 

 

Wir erleben Veränderungen von neuer Qualität. Wir sehen, dass sich internationale Beziehungen 

in bisher nicht gekannter Weise verdichten. Wir erleben das in der Wirtschaft, in der 

internationalen Arbeitsteilung. Wir erleben das im Verkehr und in der Kommunikation, in der 

Begegnung mit fremden Menschen und Kulturen, in Umweltfragen und in Rechtsfragen. Wir 

erleben, wie internationale Netzwerke entstehen. 

 

All das zeigt sich besonders deutlich an den Finanzmärkten: Der Handel mit Wertpapieren 

zwischen den Industrieländern war 1998 dreißig mal so hoch wie 1980. Ausländische 

Direktinvestitionen, also der Kauf oder die Gründung von Unternehmen in einem anderen Land, 

haben in den neunziger Jahren um vierhundert Prozent zugenommen. Das bedeutet, dass immer 

mehr Unternehmen immer stärker international agieren. 

 

 

IV. 

 

Die Globalisierung hat aber Folgen, die über Märkte für Waren und über vernetzte Finanzmärkte 

hinausreichen: Sie betrifft unseren Umgang mit der Natur, sie betrifft das Leben von Menschen 

und die Lebensbedingungen in vielen Ländern. 

 

Lange schon hat es nicht mehr eine so breite, internationale Protestbewegung gegeben wie die 

der Globalisierungskritiker. Erstmals seit Jahren finden sich wieder Menschen aus allen Erdteilen, 
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Menschen ganz unterschiedlicher sozialer und politischer Herkunft für eine gemeinsame Sache 

zusammen: Vom Bauern in Guatemala bis zur Studentin aus New York, vom 

Gewerkschaftssekretär in Göppingen bis zum Kardinal von Genua. 

 

Diese Bewegung hat viel angestoßen, sie stellt richtige Fragen. Das gilt auch dann, wenn es bei 

Demonstrationen immer wieder zu Gewalt kommt. Für alle muss gelten, dass Gewalt kein Mittel 

der politischen Auseinandersetzung ist. Vernünftige Kritiker und vernünftige Befürworter der 

Globalisierung stehen einander nicht unversöhnlich gegenüber. 

 

Die Befürworter betonen Chancen. Die Kritiker wehren sich gegen Fehlentwicklungen und 

machen auf Gefahren aufmerksam. Kritik ist immer auch eine Art Frühwarnsystem, das Politik 

und Wirtschaft nicht ignorieren sollten. 

 

Der Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaften des Jahres 1998, Amartya Sen, hat gesagt: 

„Obwohl ich für die Globalisierung bin, danke ich Gott für die Antiglobalisierungsbewegung." Er 

hat recht. 

 

 

V. 

 

Die Globalisierung gestalten kann nur, wer klare Wertvorstellungen jenseits des Wirtschaftlichen 

hat. Wir müssen uns darüber klar werden, wie wir Freiheit und Gerechtigkeit für alle Menschen in 

Zeiten der Globalisierung sichern und fördern können. Jedem von uns ist seine Freiheit wichtig. 

Auch die wirtschaftliche Freiheit gehört zu den wesentlichen Freiheitsrechten. Sie ist 

Voraussetzung für eine leistungsfähige Wirtschaft und Wohlstand für alle. Darum kann man Geld 

auch mit Recht ein Instrument der Freiheit nennen. 

 

Wirtschaftliche Freiheit baut wie alle Freiheit auf Voraussetzungen auf und lebt von Bindungen. 

Sie ist schnell am Ende, wo keine Ordnung besteht und wo diese Ordnung nicht durchgesetzt 

werden kann. Dem Markt einen Rahmen zu geben und den Wettbewerb fair zu organisieren, das 

zählt zu den großen Kulturleistungen der Menschheit. 

 

Kein Mensch ist schon deshalb frei, weil er am Markt teilnehmen kann. Jeder Mensch aber verliert 

ein Stück seiner Freiheit, wenn er vom Markt ausgeschlossen ist. Nur der kann glaubwürdig für 

die Freiheit des Marktes eintreten, der sie als einen Teil der umfassenden menschlichen Freiheit 

begreift. Auch der Markt lebt von Voraussetzungen, die er nicht selber schaffen kann. 

 

Wenn jetzt der Markt global wird, dann brauchen wir auch Ordnungen, die weltweit die Freiheit 

der Menschen sichern. Dann muss die Politik dafür sorgen, dass die Freiheit des globalen 

Marktes die Freiheit der Menschen nicht beschädigen kann. Alle müssen an den Vorteilen 

teilhaben können, die die weltweite Arbeitsteilung mit sich bringt. Davon sind wir weit entfernt. Die 

Globalisierung ist noch gar nicht so global, wie sie sich anhört: 
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In den ärmsten Staaten der Welt leben heute vierzig Prozent aller Menschen, ihr Anteil am 

Welthandel liegt unter drei Prozent. Über drei Viertel des Welthandels hingegen entfallen auf 

knapp sechzehn Prozent der Weltbevölkerung. Über achtzig Prozent der Direktinvestitionen 

konzentrieren sich auf nur zehn Länder. In Afrika leben dreizehn Prozent der Weltbevölkerung; 

sie haben aber nur 0,3 Prozent aller Internetanschlüsse. Da gibt es nichts herumzureden: Bisher 

droht die Globalisierung den Globus zu zerstückeln. 

 

Wir können den Markt niemals allein von seinen beeindruckenden Ergebnissen für die Gewinner 

her beurteilen. Wir müssen immer auch fragen, wie diese Ergebnisse zustande gekommen sind. 

 

Eine Politik der Freiheit wird nur dann auch wirtschaftlich überzeugen, wenn sie Menschen befreit 

von Ausbeutung, aus Armut und Überschuldung, wenn sie für gleiche Chancen sorgt, wenn sie zu 

gegenseitigem Respekt beiträgt und wenn sie alle teilhaben lässt an dem, was den Globus 

bewegt. Um nicht mehr und um nicht weniger als um eine solche freiheitliche Ordnung geht es. 

 

[ . . . ] 

 

 

IX. 

 

Wenn Probleme global werden oder sind, dann muss auch die Politik global handeln. Da geht es 

um Klimaschutz und um das internationale Finanzsystem, um Standortwettbewerb und 

Sozialdumping, um Wirtschaftskrisen und Fluchtursachen. Wie wir die globalen 

Herausforderungen gleichberechtigt gestalten können, das diskutieren wir inzwischen unter dem 

englischen Schlagwort „global governance". „Global governance" heißt nicht Weltregierung und 

schon gar nicht, dass der Nationalstaat überflüssig wird. Die Staatengemeinschaft muss aber 

konstruktiv zusammenwirken. Wir brauchen regionale und weltweite Kooperation, aber keinen 

Zentralismus, wir brauchen multilaterale Zusammenarbeit und nicht die Vorrangstellung einzelner. 

 

Die weltweite Zusammenarbeit ist viel weiter fortgeschritten, als uns manchmal bewusst ist: 

Globale und regionale Organisationen überwachen Wahlen, bekämpfen neue Formen der 

organisierten Kriminalität und beschließen über humanitäre Interventionen. Auch 

Rüstungskontrolle und Abrüstung sind wichtige Elemente eines internationalen Ordnungsrahmens. 

 

Am wichtigsten sind die Vereinten Nationen. Sie müssen gestärkt werden. Die Vereinten Nationen 

sind ja weit mehr als der Weltsicherheitsrat. Sie beschäftigen sich mit Fragen der Gesundheit und 

des Arbeitsschutzes, mit globalen Umweltfragen und mit dem Kampf gegen Hunger und Armut. 

Die Debatte über die Reform der Vereinten Nationen ist endlich im Gang. Es ist gut, dass sich 

viele daran beteiligen. Heute stehen wir vor anderen Aufgaben als vor fünfzig Jahren. Dem 

müssen die Vereinten Nationen Rechnung tragen. 

 

„Global governance" – dazu gehört auch eine weltweit anerkannte Rechtsordnung. Wir brauchen 

zuverlässige und unabhängige Gerichte und Schiedsstellen, die Streitfälle schlichten, Verbrechen 
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international ahnden und dafür sorgen, dass jeder die Hand des Rechts fürchten muss, der die 

internationale Ordnung verletzt. Ich gestehe: Es bereitet mir Sorge, dass das Projekt, einen 

Internationalen Strafgerichtshof einzurichten, jetzt einen so schweren Rückschlag erlitten hat. 

 

Drei Institutionen bestimmen heute in besonderer Weise die Art und Weise, wie Globalisierung 

stattfindet: Der Internationale Währungsfonds, die Weltbank und die Welthandelsorganisation. Die 

Arbeit dieser Institutionen wird natürlich auch kritisiert. Manche werfen ihnen vor, dass sie von 

einseitigen Interessen und unkritischer Marktgläubigkeit bestimmt seien. 

 

Die Entwicklungsländer müssen stärkeres Gewicht bekommen in den Entscheidungsgremien von 

Weltbank, Weltwährungsfonds und Welthandelsorganisation. Diese Organisationen sind den 

Menschen auf dem ganzen Globus verpflichtet und nicht wirtschaftlichen oder anderen 

Einzelinteressen. 

 

Wir Europäer müssen unsere Vorstellungen einer sozial und ökologisch verpflichteten 

Marktwirtschaft noch stärker als bisher einbringen. Auch das gehört dazu, wenn wir weltpolitisch 

mehr Verantwortung übernehmen sollen und wollen. 

 

Regionale Kooperation stärkt internationale Zusammenarbeit. Sie gewinnt die Souveränität 

zurück, die demokratisch bestimmte Macht, die die einzelnen Nationalstaaten im Zuge der 

Globalisierung verloren haben. Die Europäische Union ist ein gelungenes Beispiel dafür. Sie kann 

und muss einen wichtigen Beitrag zur Globalisierung leisten. Als Antwort auf die 

Herausforderungen unserer Zeit ist sie ein Vorbild für andere Regionen. 

 

Wichtige Impulse für die politische Gestaltung der Globalisierung gehen heute auch von den 

Nichtregierungs-Organisationen aus. Sie helfen, Probleme zu erkennen und Lösungsstrategien zu 

entwickeln. 

 

Unternehmen und Unternehmer tragen Verantwortung nicht nur gegenüber ihren Eigentümern 

und ihren Arbeitnehmern. Sie haben auch eine gesellschaftliche Verantwortung in der Stadt, in 

der Region und in dem Land, in dem sie wirken. Bei vielen Unternehmen in Deutschland hat das 

gute Tradition. 

 

[ . . . ] 

 

 

 

X. 

 

Mit Globalisierung verbinden viele Menschen die Angst, etwas zu verlieren: Heimat, Identität, die 

Möglichkeit, auf das Einfluss zu nehmen, was das eigene Leben bestimmt. Für andere Länder gilt 

das gewiss noch viel stärker als bei uns in Deutschland. 
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Wir alle wissen, wie schwierig es schon ist, die wirtschaftliche Globalisierung Schritt für Schritt 

politisch zu gestalten. Noch ungleich schwieriger aber ist es zu verhindern, dass Globalisierung 

auch zum Verlust kultureller Vielfalt und kultureller Identität führt. Wir erleben ja heute nicht so 

sehr das Entstehen einer neuen Kultur aus vielen verschiedenen Wurzeln. Was uns bei uns 

begegnet, das ist europäisch und nordamerikanisch geprägt und uns daher in Vielem vertraut. Für 

viele Menschen bedeutet Globalisierung aber, dass ihre Traditionen und ihre Weltsicht verdrängt 

und überlagert werden. 

 

Diese Menschen kennen die Vorteile, die der wirtschaftliche Fortschritt mit sich bringt, und sie 

schätzen diese Vorteile. Sie merken aber auch, wie wenig ihre Überlieferungen, ihre Kultur, 

einfach: ihr Anderssein respektiert wird, wenn es darum geht, dem wirtschaftlichen Fortschritt, 

dem globalen Markt den Weg zu ebnen. 

 

Diese Menschen fühlen sich in ihrer Würde verletzt. Sie fühlen sich als Verlierer und viele sind es 

tatsächlich. Wer sich heimatlos und entwurzelt fühlt, der wird leicht zum Opfer 

fundamentalistischer oder populistischer Parolen. Das erleben wir seit vielen Jahren nicht nur in 

fernen Ländern. Politische Extremisten finden auch in europäischen Ländern viel Zulauf und 

gewinnen bei Wahlen erschreckend viele Stimmen. 

 

Wir können diese gefährliche Entwicklung nur eindämmen, wenn wir Entfremdungsgefühle ernst 

nehmen und ihren Ursachen nachgehen. Eine Globalisierung, die Menschen überfordert, schadet 

letztlich unseren Gesellschaften insgesamt. Auch das zeigt, dass Globalisierung politisch gestaltet 

werden muss. 

 

Ich spreche viel und oft über die Begegnung und über den Dialog der Kulturen. Das ist ein ganz 

wichtiges Thema. Dabei muss aber noch viel stärker als bisher in den Blick kommen, dass wir 

den Dialog auch im eigenen Land brauchen. Einen wirklichen Dialog kann man nur führen, wenn 

die beteiligten Partner sich gegenseitig wirklich ernst nehmen, wenn das Bewusstsein und das 

Gefühl gleichen Wertes und gleicher Würde vorhanden ist. Wer einen Dialog führt, der muss auch 

akzeptieren, dass er nicht allein im Vollbesitz der ganzen Wahrheit ist. Um es mit den Worten von 

Hans Georg Gadamer zu sagen: Wer in einen Dialog eintritt, der lässt sich darauf ein, dass der 

Andere vielleicht Recht haben könnte. 

 

Nur wenn wir bereit sind, unterschiedliche kulturelle, religiöse, wirtschaftliche und politische 

Identitäten und gesellschaftliche Gestaltungsideen zu respektieren, nur dann gelingt es uns, im 

eigenen Land und in der einen Welt zusammen zu arbeiten und friedlich zusammen zu leben. 

 

 

XI. 

 

Das internationale Umfeld, in dem die deutsche Wirtschaft agiert, hat sich in den letzten Jahren 

verändert. Der internationale Wettbewerb ist schärfer geworden. Das spüren nicht nur 

Unternehmer, das spüren auch die Arbeitnehmer. Handwerksbetriebe merken, dass die Zahl der 
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Anbieter für Vorprodukte sinkt, dass die Nachfragemacht großer Konzerne zunimmt, dass der 

Preisdruck steigt. 

 

Noch nie haben sich so viele Arbeitnehmer Sorgen gemacht, ob ihr Unternehmen zum 

Übernahmeobjekt ausländischer Konzerne werden könnte und was dann aus ihnen würde. Das 

ist Gesprächsthema in den Betrieben, an der Theke und zu Hause. Die Menschen stellen fest: 

Die immer wieder geforderte permanente Mobilität hat konkrete Auswirkungen für die Familien, 

für den Freundeskreis oder den Verein. Wenn beide Ehepartner berufstätig sind und beide flexibel 

und mobil sein sollen, dann stehen sie vor der Frage, ob einer von ihnen den Beruf aufgeben 

muss oder ob die Wochenend-Ehe zum Normalfall werden soll. 

 

Unser Grundgesetz schützt Ehe und Familie besonders. Dennoch scheitern Pläne und 

Beziehungen an Rahmenbedingungen, die besonders Müttern immer wieder ein schlechtes 

Gewissen machen, weil sie keine gute Betreuung für ihre Kinder finden. 

 

Menschen sind nicht so mobil und nicht so bindungslos wie Kapital, und sie werden und sie 

wollen es auch nie sein. Wir brauchen Heimat und Bodenhaftung. Wir brauchen familiäre 

Bindungen, Freunde, Bekannte, ein starkes soziales Netz. Menschen brauchen Wärme und sie 

brauchen Geborgenheit. Wer das für altmodisch hält, der täuscht sich. Die Politik muss Ängste 

und Unsicherheiten ernst nehmen. Sie muss Orientierung bieten. 

 

Manche deutsche Unternehmen versuchen, dem Begriff der Flexibilität in ihrer Personalpolitik 

einen neuen Sinn zu geben: Sie wollen die Bedürfnisse der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

flexibel aufnehmen. Sie wissen: Ein Unternehmen, das die Interessen und die Lebenssituation der 

Beschäftigten nicht ernst nimmt, das wirtschaftet auf Dauer nicht erfolgreich. Das wird in den 

kommenden Jahren noch wichtiger, wenn die Zahl der Berufstätigen aus demographischen 

Gründen zurückgehen wird. 

 

Unternehmen erwarten von der Politik zu Recht, dass sie ihnen Planungssicherheit gibt. Weniger 

Sicherheit als den Unternehmen darf man auch den Menschen nicht zumuten. Ein soziales 

Sicherungssystem, das die großen Lebensrisiken auffangen kann, stärkt die Freiheit des 

Einzelnen. Wer Angst hat vor dem, was morgen wird, der klammert sich mit aller Kraft an das, 

was heute ist. Ein Grundgefühl von Sicherheit und Verlässlichkeit macht offen für neue Wege. 

 

Der Sozialstaat ist kein Bremsklotz für die wirtschaftliche Dynamik. Im Gegenteil: Richtig geordnet 

stärkt er die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, weil er die Menschen entlastet und Freiraum 

schafft für Kreativität und Leistung. 

 

Ganz gewiss brauchen wir Reformen bei den sozialen Sicherungssystemen. Wir müssen über 

Bismarck hinaus, aber nicht hinter Bismarck zurück. Dass die Menschen auf Solidarität und 

Gerechtigkeit im Inneren vertrauen können, das ist die Voraussetzung dafür, dass wir mehr 

Gerechtigkeit im globalen Maßstab erreichen können. 
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Nicht nur in Deutschland führen wir seit vielen Jahren eine Standortdebatte. Ich trete dafür ein, 

dass wir offen über Probleme und Mängel, über Schwächen und Versäumnisse sprechen. Ich bin 

aber auch immer wieder erstaunt darüber, mit welcher Lust und mit welcher Energie wir unser 

Land schlecht reden und unsere Zukunft schwarz malen. Ist diese Art der Standortdebatte 

inzwischen nicht selber ein Standortproblem? 

 

Ohne Vertrauen in die eigene Kraft kann kein Einzelner und kann kein Land seine Zukunft 

gestalten. Wir haben keinen Grund zur Selbstzufriedenheit, aber viele Gründe zu Selbstvertrauen. 

Die Geschichte seit Kriegsende und nach der staatlichen Einheit Deutschlands zeigt: Wir können 

stolz sein auf das Erreichte, und wir können Vertrauen haben in unsere Gestaltungskraft.  

 

Das gilt nicht zuletzt auf wirtschaftlichem Gebiet: 

  

– Wir haben hervorragend qualifizierte Arbeitnehmer. 

 

– Deutschland ist die zweitgrößte Exportnation der Welt. Das ist nicht gerade ein Zeichen für 

mangelnde internationale Wettbewerbsfähigkeit. 

 

– Die USA, Japan und Deutschland bilden das Spitzentrio beim weltweiten Handel mit High-Tech-

Waren. 

 

All das ist keine Selbstverständlichkeit. Das verdanken wir der Arbeit und der Motivation der 

Menschen in Deutschland. Dafür, dass das so bleibt, müssen wir die Voraussetzungen immer 

wieder neu schaffen. Das kann uns auch in Zeiten der Globalisierung gelingen. 

 

XII. 

 

Ich wiederhole: Viele Menschen verbinden mit dem Wort Globalisierung Sorgen und Ängste. Wir 

können die Globalisierung als Chance nutzen, wenn wir sie nicht als Schicksal hinnehmen, 

sondern als politische Aufgabe entdecken und ernst nehmen.  

 

– Die Globalisierung ist eine Chance, wenn wir uns am Leitbild der Freiheit und Gleichheit aller 

Menschen orientieren. 

 

– Die Globalisierung ist eine Chance, wenn Menschen unterschiedlicher Kulturen einander 

achten. 

 

– Für uns in Deutschland ist die Globalisierung eine Chance, wenn wir unser Bildungswesen für 

alle verbessern, wenn wir etwas für alle tun, für die besonders Begabten genauso wie für jene, die 

sich schwer tun, für Naturwissenschaften und Sprachen genauso wie für die musische Erziehung. 
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– Die Globalisierung ist eine Chance für uns, wenn wir es schaffen, unser Steuersystem 

einfacher, transparenter und gerechter zu gestalten. Moderne Steuerpolitik darf nicht zum 

Steuersenkungswettlauf werden - weder zwischen Parteien noch zwischen Staaten.  

 

– Die Globalisierung ist eine Chance für uns, wenn wir unsere Sozialsysteme stärken, wenn wir 

sie solidarisch halten und effizienter organisieren. 

 

– Die Globalisierung ist eine Chance für uns, wenn wir die öffentliche Verwaltung leistungsfähiger 

und bürgernäher machen, weil wir den Wert öffentlicher Institutionen kennen.  

 

– Die Globalisierung ist eine Chance für uns, wenn wir wissen, wo wir zu Hause und wo wir 

verwurzelt sind. Dann gelingt es uns auch, Fremde zu integrieren und Zuwanderung zu gestalten.  

 

Ob wir Erfolg haben, das hängt auch davon ab, dass wir Verlierer nicht an den Rand drängen, 

sondern dass alle die Möglichkeit haben, aus ihrem Leben etwas zu machen. Wenn Menschen 

sich abgehängt fühlen, wenn sie erleben, dass die Globalisierung ohne sie oder gar gegen sie 

läuft, dann werden sie zu Gegnern der Globalisierung und auch zu Gegnern von Demokratie und 

Rechtsstaat. 

 

Die Globalisierung fordert uns heraus. Wir müssen und wir können sie politisch gestalten. Das 

erfordert viel, aber nicht mehr als wir leisten können. Wir haben gelernt, dass der Staat keine 

Wunder vollbringen kann. Wir sollten darüber nicht vergessen, dass auch der Markt nicht die 

Patentlösung für jedes Problem bieten kann – bei allem, was er leistet. 

 

Die Globalisierung wird dann ein Erfolg, wenn die Dynamik der Marktkräfte politisch in gute 

Bahnen gelenkt wird. Die Menschen überall auf der Welt müssen erleben, dass sie im Mittelpunkt 

stehen. Sie müssen erkennen können: Die Politik und die Wirtschaft werden um der Menschen 

willen gemacht. Das gilt es neu zu entdecken. 

 
 
 
Quelle: Johannes Rau, „Chance nicht Schicksal – Die Globalisierung politisch gestalten“, Bulletin 
[Presse- und Informationsamt der Bundesregierung] Nr. 39, 13. Mai 2002. 
 


